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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 25. Januar 1957 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Abgeordneten Kiesing-er 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
170. Sitzung am 25. Januar 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 11. Januar 1957 verabschiedeten 

Gesetzes zum Protokoll vom 7. Juni 1955 über 
die Bedingungen für den Beitritt Japans zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
- Drucksachen 2980, 2756 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgenden Gründen einberufen wird: 

1. Als neuer Artikel 3 wird eingefügt: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt im Saarland erst vom Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik zur Regelung der 
Saarfrage (Saar-Vertrag) vom 27. Oktober 1956 (Bundesge- 
setzbl. II S. 1587) an.“ 

Begründung 

Die Einführung von Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland im Saarland kann nur nach Maßgabe der Vor- 
schriften des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur Regelung der Saar- 
frage erfolgen. Der Vertrag schließt eine Einführung dieses Ge- 
setzes im Saarland bis zum Ablauf der Übergangszeit aus (Ar- 
tikel 3, Artikel 12, Artikel 13 Abs. 1 und 2 des Vertrages.) 

2. Der bisherige Artikel 3 wird Artikel 4. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 25. Januar 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 11. Januar 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 
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